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35. Jahrestag der Gründung der DDR
In Vorbereitung der Kommunalwahlen am 6. Mai 1984 
führten das Zentralkomitee der SED und der Ministerrat 
der DDR am 1. b,nd 2. März 1984 in der Hauptstadt Berlin 
eine Beratung mit den Vorsitzenden der Räte der Kreise 
durch. Im Mittelpunkt der Erörterung standen aktuelle 
Aufgaben der örtlichen Organe zur Erfüllung kommunal
politischer Erfordernisse bei der Verwirklichung der 
Hauptaufgabe in ihrer Einheit von Wirtschafts- und Sozial
politik sowie zur weiteren Entwicklung der sozialistischen 
Demokratie.

Das grundlegende Referat hielt das Mitglied des Polit
büros des Zentralkomitees der SED und Vorsitzende des

Ministerrates, Willi Stoph, dem sich an beiden Konferenz
tagen ein intensiver Erfahrungsaustausch in 13 Arbeits
gruppen anschloß.

Die Teilnehmer richteten einen Brief an den General
sekretär des Zentralkomitees der SED, Erich Honecker, in 
dem sie ihren Willen bekundeten, ihre kommunalpolitische 
Arbeit in hoher Qualität zu leisten.

Das Schlußwort hielt Egon Krenz, Mitglied des Polit
büros und Sekretär des Zentralkomitees der SED.

Nachstehend veröffentlichen wir Auszüge aus Referat 
und Schlußwort.

Aufgaben der örtlichen Räte 
bei der weiteren Verwirklichung der Beschlüsse 
des X. Parteitages der SED
Aus dem Referat des Mitglieds des Politbüros der SED und Vorsitzenden des Ministerrates der DDR, Willi S t o p h

Friedenssicherung — wichtigstes Anliegen

Wie nie zuvor erweist sich gerade in der gegenwärtigen ange
spannten internationalen Lage, daß Sozialismus und Frieden 
wesenseins sind. Es gibt in der Tat für uns nichts Wichtigeres, 
als den Frieden zu erhalten. Denn Frieden bedeutet Leben. 
Und nur im Frieden kann das Leben der Menschen in Wohl
stand, sozialer Sicherheit und Geborgenheit, kann der Sozia
lismus gedeihen.

Beharrlich ist die Politik unserer Partei und unseres Staa
tes in voller Übereinstimmung mit der Sowjetunion und den 
anderen Warschauer Vertragsstaaten auf die Abwendung eines 
nuklearen Infernos und die Beendigung des Wettrüstens ge
richtet. Wir treten dafür ein, daß die Stationierung neuer 
nuklearer Erstschlagswaffen der USA in Westeuropa gestoppt 
wird und die bereits stationierten Baketen wieder abgebaut 
werden. Im Interesse des Friedens und der Sicherheit der Völ
ker muß zur Lage vor Beginn der Stationierung zurückgekehrt 
werden. Die militärische Konfrontation auf unserem Konti
nent muß verringert und die Beziehungen zwischen den Staa
ten müssen wieder politisch berechenbar werden.

Volle Gültigkeit haben die Vorschläge, die in der Prager 
Politischen Deklaration der Teilnehmerstaaten des Warschauer 
Vertrages vom Januar 1983 und in der Gemeinsamen Erklä
rung höchster Repräsentanten sozialistischer Länder vom Juni 
vergangenen Jahres enthalten sind. Sie sind auf Abrüstung, 
Entspannung und Beziehungen der friedlichen Koexistenz zwi
schen Staaten unterschiedlicher Gesellschaftsordnung gerich
tet.

Die DDR leistet einen konstruktiven Beitrag, damit die 
Stockholmer Konferenz über Vertrauens- und sicherheitsbil
dende Maßnahmen und Abrüstung in Europa solche Ergeb
nisse zeitigt, die den Frieden festigen und das Vertrauen und 
die Sicherheit auf unserem Kontinent erhöhen.

Die DDR tritt dafür ein, den politischen Dialog mit allen 
verantwortungsbewußten und verständigungsbereiten Kräf
ten fortzusetzen. Sie tritt für ehrliche Verhandlungen zur Rü
stungsbegrenzung und Abrüstung auf der Grundlage der 
Gleichheit und der gleichen Sicherheit ein.

Von den Prinzipien der friedlichen Koexistenz lassen wir 
uns auch in den Beziehungen zwischen der DDR und der BRD 
leiten. Die Friedenssicherung und die weitere Gestaltung der 
Beziehungen zwischen der DDR und der BRD sind nicht von
einander zu trennen. Dabei kann nicht verschwiegen werden, 
daß die BRD-Regierung mit ihrem Ja zur Stationierung der 
atomaren Erstschlagswaffen der USA dem europäischen Ver
tragssystems, einschließlich des Grundlagenvertrages über die

Beziehungen zwischen der DDR und der BRD, ernsthaften 
Schaden zugefügt hat

Im Interesse des Friedens haben wir uns dafür ausgespro
chen, den Schaden möglichst zu begrenzen und solche Schritte 
in den Beziehungen zwischen beiden deutschen Staaten zu 
tun, die der Rückkehr zur Entspannung und einer gegenseitig 
vorteilhaften Zusammenarbeit dienen. Es versteht sich, daß 
wir Machenschaften, die sich gegen die Souveränität der DDR 
richten, entschieden zurückweisen. Es ist an Bonn, die Voraus
setzungen für die Herstellung normaler Beziehungen zwi
schen beiden deutschen Staaten zu schaffen. Die Deutsche 
Demokratische Republik ist dazu bereit.

Volksverbundener Arbeitsstil der örtlichen Staatsorgane

Die Weiterführung unserer auf das Wohl des Volkes, die Stär
kung des Sozialismus und die Sicherung des Friedens gerich
teten Politik stellt an unseren sozialistischen Staat der Arbei
ter und Bauern, das Hauptinstrument der von der Arbeiter
klasse geführten Werktätigen, hohe Anforderungen. Das ver
langt auch eine neue Qualität in der Arbeit der örtlichen 
Staatsorgane.

Die Räte der Kreise, Städte und Stadtbezirke nehmen in 
unserer einheitlichen sozialistischen Staatsmacht einen wich
tigen Platz ein. Von ihrem Wirken, von der Qualität ihrer 
Arbeit hängt es in entscheidendem Maße ab, mit welcher 
Effektivität die Beschlüsse der Partei der Arbeiterklasse und 
der Regierung durchgeführt werden. Sie sind also bedeutsame 
Schaltstellen im System des demokratischen Zentralismus und 
tragen als unmittelbare Bindeglieder zu unseren Bürgern we
sentlich zur Vervollkommnung der sozialistischen Demokra
tie bei.

Die Rode der Staatsorgane in den Kreisen ist auch davon 
geprägt, daß sich in ihrem Verantwortungsbereich die vielfäl
tigsten Interessen kreuzen. Mit der Sicherung der Überein
stimmung von individuellen, kollektiven und territorialen In
teressen mit den Gesamtinteressen des sozialistischen Staates 
tragen die Räte der Kreise, Städte und Stadtbezirke wesentlich 
dazu bei, diesen entscheidenden Vorzug unserer sozialistischen 
Gesellschaftsordnung zu verwirklichen. Das betrifft sowohl 
die langfristig angelegte Arbeit als auch die tagtäglich zu tref
fenden operativen Entscheidungen.

Wir wissen auch, daß in den Territorien beim Voranschrei
ten zur weiteren Gestaltung der entwickelten sozialistischen 
Gesellschaft ständig neue Probleme auftauchen, daß sich dabei 
— und dies ist für uns als Marxisten eine ganz natürliche 
Sache — auch Widersprüche entwickeln können. Diese neuen


